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1. Einleitung 

Seit dem vergangenen Jahr ist das Thema „Asyl“ und alles was damit zu tun hat

eines der am meistdiskutierten Themen. In den Medien und im Alltag gibt es die

unterschiedlichsten Meinungen dazu. Eine Facette der Diskussion ist die Unter-

bringung der Menschen, die nach Deutschland kommen. 

Hier beherrschte am Anfang die Frage nach genügend Wohnraum die Debatte,

gleichzeitig kamen aber auch Fragen nach Mindeststandards auf und es gab

viel Kritik, vor allem an der Situation in den Erstaufnahmeeinrichtungen/„Sam-

mellagern“. Nachdem inzwischen durch die Politik des „Abschottens“ die Zahl

der Ankommenden zeitweilig rückläufig war (vgl. BaMF 2016:11), werden immer

mehr  Forderungen laut,  die  die  Bedingungen in  den Unterkünften betreffen.

Dazu  gehört  auch,  die  Menschen  ausreichend  vor  sexualisierter  Gewalt  zu

schützen.  Dafür  können  Präventionskonzepte  herangezogen  werden,  die  in

Deutschland seit den „Missbrauchsskandalen“ 2010 (vor allem im Zusammen-

hang mit der Katholischen Kirche) für Institutionen vermehrt erarbeitet wurden.

Diese Konzepte beziehen sich in der Regel auf Kinder und Jugendliche. Spezifi-

sche Konzepte für die Unterbringung von Personen jeglichen Alters sind erst in

der Entstehung. 

Gewählt habe ich dieses Thema, da ich persönlich an der Situation von Zu-

kunftssuchenden interessiert bin und auch schon einige Erfahrungen über mei-

ne Ehrenamtsstellen bei der Caritas und beim Jugendmigrationsdienst gesam-

melt habe. Die Verknüpfung mit einem Thema der Sexualpädagogik kam durch

äußere Bedingungen zustande; ich fragte bei einer Lehrperson der Hochschule

nach einer Betreuung zu diesem Thema und bekam eine positive Antwort. Da

aber das entsprechende Kolloquium einen Schwerpunkt auf Sexualpädagogik

hatte, kam so die Verknüpfung mit dem Thema der sexualisierten Gewalt und

ihrer Prävention zustande.

Mit meiner Arbeit möchte ich in das Thema der sexualisierten Gewalt einführen

und den Forschungsstand zu sexualisierter Gewalt in Gemeinschaftsunterkünf-
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ten ermitteln. Dabei möchte ich kurz auf das Asylverfahren und ausführlicher

auf Präventionskonzepte gegen sexualisierte Gewalt allgemein und speziell in

Gemeinschaftsunterkünften eingehen. Meine Forschungsfrage dabei  ist:  Wel-

che Präventionskonzepte gibt es in Gemeinschaftsunterkünften beziehungswei-

se welche sollte es geben? 

Zur Einarbeitung in das Thema, beschloss ich als empirische Methode, Gesprä-

che mit Sozialarbeiter*Innen in Gemeinschaftsunterkünften in Halle zu führen.

Der Kontakt kam über meine Ehrenamtsstelle beim IB Jugendmigrationsdienst

in Halle-Neustadt zu Stande. Um die Erlaubnis der Heimbetreiber*Innen zu be-

kommen, wurde das exakte Thema meiner Arbeit  verschwiegen,  da die Be-

fürchtung, dass bei einem so heiklen Thema ein Kontakt verwehrt würde im

Raum stand. Es wurde auch nur nach einem einfaches Gespräch, statt einem

offiziellen Interview gefragt. Zur Vorbereitung des Gesprächs setzte ich einen

Text auf, den ich auch meiner Gesprächspartnerin übergab. Deswegen ist dort

nichts vom eigentlichen Thema meiner Arbeit zu lesen. In Absprache mit ihr,

schrieb ich nach dem Gespräch ein Protokoll, das aus Gründen der gewünsch-

ten Anonymität von seitens der Gesprächspartnerin ohne Namen und Adressen

verfasst  ist.  Ein  ausführliches Interview konnte aus diesem,  dem vorher  ge-

nannten Grund und zwecks Zeitmangel nicht geführt werden.

Die zweite angefragte Gesprächspartnerin war leider nicht bereit, sich mit mir

zu treffen und verwies mich stattdessen an das Sozialamt in Halle. Da ich mir

von solch einem Treffen keine weiteren Erkenntnisse versprach sah ich davon

ab und befasste mich ausführlicher mit entsprechender Literatur. Texte der Ge-

sprächsvorbereitung und Auswertung finden sich im Anhang  und werden mit

dem Verweis: „(vgl. Gesprächsauswertung bzw. Gesprächsvorbereitung)“ zitiert.

Bei der Literaturrecherche wird hauptsächlich primäre Literatur analysiert und

verglichen. 

In dieser Arbeit wird die geschlechtssensible Endung „*Innen“ verwenden, da

ich kein Geschlecht in meiner Sprache ausschließen möchte.
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1.1 Das Finden eines passenden Titels

Der Titel dieser Arbeit: „Sexualisierte Gewalt und Asyl – Präventionskonzepte in

Gemeinschaftsunterkünften“, war nicht einfach zu finden und ist nicht perfekt.

Das zeigt sich, wenn man die einzelnen Begriffe anschaut:

Statt sexualisierter Gewalt wird häufig auch der Begriff sexuelle Gewalt verwen-

det. Die Begriffe unterscheiden sich insofern, dass bei dem zweiten Begriff das

Sexuelle stärker betont wird, da sexuell das zugehörige Eigenschaftswort von

Sexualität ist. Dagegen bedeutet, etwas zu sexualisieren, dass die Gewalt sich

der Sexualität bedient, und es steht somit die Gewalt im Vordergrund (vgl. Tho-

le; Baader (Hg.) et al. 2012:15). Das heißt, es handelt sich nicht um gewalttäti -

ge Formen von Sexualität, sondern um sexualisierte Formen von Gewalt. Auch

wird der Machtaspekt in den Vordergrund gestellt,  denn sexualisierte Gewalt

funktionalisiert die Sexualität, um Macht zu erhalten, andere einzuschüchtern

und unterzuordnen (vgl. Blome; Erfmeier et al. 2013:422).

Den Anhang „und Asyl“ habe ich gewählt, damit klar wird, dass es sich um Ge-

meinschaftsunterkünfte  handelt,  in  denen  Menschen  untergebracht  sind,  die

sich im Asylverfahren befinden. Mit welchem Begriff wird man den Menschen

am besten gerecht? Der Begriff „Asylanten“ wird wegen seiner negativen Kon-

notation nicht mehr verwendet. Diese besteht durch die sprachliche Verwen-

dung der Endung -ant (Bsp. Querulant, Ignorant, Simulant) und durch die Ver-

bindung mit negativen Wörtern (Bsp. Asylantenflut, Scheinasylant) die zur ras-

sistischen Hetze verwendet wurden (vgl. Gierke 2014; Stefanowitsch 2012).

Auch der momentan gängige Begriff „Flüchtling“ scheint in aufgeklärten Kreisen

nicht anerkannt zu sein, da die Endung -ling in der deutschen Sprache oft für

negative Beschreibungen verwendet wird (Bsp. Dümmling, Schwächling) und

auch in der öffentlichen Debatte der Begriff  mit Negativem verbunden wurde

(Unwort des Jahres 2009: „Flüchtlingsbekämpfung“) (vgl. Stefanowitsch 2012;

Schlosser 2010). Deswegen spricht man dort  meist  von „Geflüchteten“1,  was

aber meiner Meinung nach die Flucht in dem Vordergrund stellt und nicht den

1 siehe z.B. Internetseite der Humboldt-Universität zu Berlin Link:https://www.hu-berlin.de/de/
studium/beratung/refugees Zugriff 27.06.2016
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Menschen2. Daraus folgt die Umstellung zu „Menschen mit Fluchterfahrungen“.

Diese Beschreibung allerdings unterstellt allen Menschen in Gemeinschaftsun-

terkünften, dass sie „Fluchterfahrung“ haben. Das kann aber niemand wissen,

da sich  auch Menschen in  Gemeinschaftsunterkünften  befinden können,  die

keine direkte Fluchterfahrung gemacht haben. 

Alle haben aber vielleicht eines gemeinsam, sie kommen nach Deutschland und

hoffen hier eine Zuflucht, Schutz oder Zukunft zu finden. Somit möchte ich im

folgenden entweder von Bewohnern (auf die Gemeinschaftsunterkünfte bezo-

gen) oder im größeren Kontext von Zukunftssuchenden sprechen. 

Damit ist leider immer noch nicht dem Umstand Rechnung getragen, dass es

sich bei den Zukunftssuchenden keinesfalls um eine homogene Gruppe han-

delt. Die Herkunftsländer unterscheiden sich, genau wie die Fluchtgründe, das

Alter, das Geschlecht, die Religion und die Persönlichkeiten. Da es in solch ei-

ner Arbeit aber nötig scheint einen Begriff zu wählen, bitte ich den/die Leser*In

immer mitzubedenken, dass es sich nicht um eine „Flut“, „Welle“, „Strom“, oder

sonstige vereinheitlichte Gruppe handelt sondern immer um Einzelschicksale,

um Menschen.

In meinen ersten Entwürfen habe ich statt  „Präventionskonzepte“ immer den

Begriff „Schutzkonzepte“ verwendet, da es sich für mich so anhört, dass die Ge-

fahr der sexualisierten Gewalt  bei einem Schutzkonzept unmittelbarer bevor-

steht und bei einem Präventionskonzept eher ferner ist,  was mir bei diesem

Thema unangemessen erschien. Meine Betreuungsperson machte mich aber

auf den verharmlosenden Gebrauch des Wortes Schutz in der NS-Zeit aufmerk-

sam (Schutzhaft, Schutztruppen) und ich entschied mich doch für die Verwen-

dung des Begriffs Präventionskonzepte.

Gemeinschaftsunterkünfte werden im § 53 Abs. 1 des Asylgesetz erwähnt, des-

wegen übernahm ich diese Bezeichnung in meinen Titel, um den rechtlich kor-

rekten Ausdruck zu verwenden.

Bei einem Gespräch mit einer Sozialarbeiterin des Internationalen Bundes in

Halle erfuhr ich aber, dass sich die Gemeinschaftsunterkünfte in Halle aktuell

selbst als Wohnzentren bezeichnen was sich im Gespräch mit einer Sozialar-

2 Ähnlich der Begriffsdebatte: „Behinderte“ → Menschen mit Behinderungen
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beiterin einer Gemeinschaftsunterkunft bestätigte (vgl. Gesprächsauswertung).

Somit möchte ich abweichend von meinem Titel im folgenden von Wohnzentren

sprechen, da sich meine Arbeit im weitesten Sinne auf die Kreisstadt Halle be-

zieht.

1.2 Begriffsklärungen

Da sich rund um den Begriff  sexualisierte Gewalt noch viele andere Begriffe

tummeln, die oft synonym verwendet werden, soll an dieser Stelle eine kurze

Abgrenzung zu diesen stattfinden.

Von  sexuellem Missbrauch wird oft im Zusammenhang von Kindern und Ju-

gendlichen gesprochen. Dabei werden alle Handlungen so betitelt, die an oder

vor einem Kind vorgenommen werden und denen das Kind nicht zustimmen

kann oder es auch gar nicht möchte (vgl. Thole; Baader et al. (Hg.) 2012:15).

Unterschieden wird dabei nochmal in  Hands-off und  Hands-on Delikte, wo es

darum geht ob körperlicher Kontakt eine Rolle spielte oder nicht. In der Kritik ist

dieser Begriff da ein „Missbrauch“ im Gegenzug ja auch einen „Gebrauch“ mög-

lich macht und dies im Zusammenhang mit Kindern verneint wird (vgl. Kappeler

2014:8).  Auch  schwierig  ist,  dass  der/die  Betroffene  zum  Objekt  der  Miss-

brauchshandlung gemacht wird.

Von sexuellen Übergriffen wird eher gesprochen, wenn es um Handlungen ge-

gen den Willen einer Person in symmetrischen Beziehungen geht, z.B. unter

Kindern und Jugendlichen (vgl. Thole; Baader et al. (Hg.) 2012:15).

Der dritte Begriff sexuelle Gewalt oder eben auch sexualisierte Gewalt3 betont

dagegen den Macht Aspekt (vgl. ebd.). Er bezieht sich nicht allein auf Kinder

und Jugendliche sondern auf alle Personen die durch Gewalt, die sich der Se-

xualität bedient, beeinträchtigt werden. Sexualisierte Gewalt wird auch nicht nur

von einzelnen Personen ausgeübt sondern wird auch durch strukturelle Bedin-

gungen begünstigt.

3 Erklärung zur Verwendung des zweiten Begriffs in der Einleitung
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1.3 Asylverfahren ein Überblick 

Hat es ein*e Zukunftssuchende*r nach Deutschland geschafft und einen per-

sönlichen Asylantrag beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BaMF) ge-

stellt, wird als erstes geprüft ob Deutschland für die Durchführung eines Asyl-

verfahrens zuständig ist. Laut der Dublin Verordnung ist das immer der Staat,

den die Zukunftssuchenden als erstes betreten haben (vgl.  Hans-Seidel-Stif-

tung 2016:24). Beteiligte Staaten der Dublin Verordnung sind alle Länder der

Europäischen Union, Norwegen, Island, Schweiz und Liechtenstein (vgl. BaMF

Glossar).

Während dieser Zeit sind die Zukunftssuchenden in Erstaufnahmeeinrichtungen

untergebracht, die Verteilung erfolgt über das EASY (Erstverteilung der Asylbe-

gehrenden)-System, die Berechnung welches Bundesland wie viele Zukunftssu-

chenden aufnehmen muss erfolgt nach dem Königsteiner Schlüssel (vgl. Hans-

Seidel-Stiftung 2016:36).

Der nächste entscheidende Termin ist die persönliche Anhörung vor dem BaMF

dabei müssen die Zukunftssuchenden alles offenlegen, was für die Entschei-

dung wichtig sein könnte. Nach einer Gesamtschau erfolgt dann die Entschei-

dung, die dann schriftlich mitgeteilt wird (vgl. Hans-Seidel-Stiftung 2016:10).

Die wichtigsten vier Möglichkeiten dabei sind:

Asylberechtigung: Dem/der Zukunftssuchenden wird nach dem Artikel 16a Ab-

satz  1  Grundgesetz,  Asyl  gewährt.  Einziger  Grund  dafür  ist,  wenn  jemand

politisch (vom Staat) verfolgt wird.

Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention: Dieser  Schutz wird

gewährt, wenn das Leben/Freiheit aufgrund von Rasse, Religion, Staatsange-

hörigkeit,  Zughörigkeit  zu einer bestimmten Gruppe, politischer Überzeugung

bedroht ist. 

Subsidiärer Schutz: Kommt erst in Frage wenn es keine Asylberechtigung oder

Flüchtlingsstatus gibt und wird zuerkannt wenn im Herkunftsland Folter, Todess-

trafe oder willkürliche Gewalt aufgrund von internationalen oder innerstaatlichen

Konflikten droht.
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Duldung: Wenn keine der vorab genannten Möglichkeiten besteht, können noch

zielstaatenbezogene oder inlandsbezogene Abschiebungsverbote oder Ausrei-

sehindernisse aufgrund von rechtlichen oder tatsächlichen Hinderungsgründen

bestehen. Dann wir ein*e Zukunftssuchende*r geduldet (vgl. Hans-Seidel-Stif-

tung 2016:18). 

Wenn keine der Möglichkeiten zutrifft, oder die Gründe dafür entfallen wird ein

Antrag abgelehnt oder widerrufen und die Zukunftssuchenden sind ausreise-

pflichtig. Wenn sie dieser Pflicht nicht nachkommen wird nach einer Abschie-

bungsandrohung die Ausreisepflicht durchgesetzt,  d.h.  es findet die Abschie-

bung statt.

1.4 Wer wohnt in den Wohnzentren

Nach spätestens sechs Monaten werden die Zukunftssuchenden (bis auf dieje-

nigen, die aus sicheren Herkunftsstaaten eingereist sind (vgl. Hans-Seidel-Stif-

tung  2016:40))  von  den  Erstaufnahmeeinrichtungen  weiterverteilt,  entweder

zentral in Wohnzentren oder dezentral in Wohnungen (vgl. § 53 AsylG). 

Dort leben sie, in einem Wohnzentrum in Halle, im Schnitt drei drei bis sechs

Monate (vgl. Gesprächsauswertung). Perspektiven sind dann die Vermittlung in

privaten Wohnraum oder  in  Wohnungen die  die  Stadt  Halle  angemietet  hat.

Manchmal kommt es zu Abschiebungen aus dem Wohnzentrum (vgl. ebd).
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2. Sexualisierte Gewalt

2.1. Allgemeine Betrachtungen

Um später auf das Thema der sexualisierten Gewalt im Kontext Asyl zu kom-

men werden in diesem Kapitel ein paar allgemeine Betrachtungen des Themas

der sexualisierten Gewalt angestellt. 

Zuerst soll das Vorkommen analysiert werden, danach wird kurz auf die gesell -

schaftlichen Sichtweisen geschaut. In einem dritten Schritt soll der Machtaspekt

beleuchtet werden und viertens die Dehumanisierung der Betroffenen. Zuletzt

folgt eine Anmerkung zu dem Thema der Täter*Innen und den Folgen von se-

xualisierter Gewalt.

Vorkommen: Sexualisierte  Gewalt  kann  in  allen  Lebensbereichen  auftreten

und Menschen jeden Alters und Geschlechts betreffen. Man unterscheidet se-

xualisierte Gewalt nach ihrem Vorkommen in drei Bereiche; im häuslichen/fami-

liären Kontext, von Fremdtätern begangen und in Institutionen.

Betroffene sind meist Personen des weiblichen Geschlechts. Bei Kindern und

Jugendlichen in Deutschland ist das Verhältnis Mädchen zu Jungen, 2,5 zu 1

(vgl. Hagemann-White; Herwartz-Emden et al. 2012:226).

Gesellschaftliche Thematisierung: In der Vergangenheit lag der Fokus mehr

auf dem familiären Kontext, sexualisierte Gewalt wurde hauptsächlich als Ver-

gehen von Vätern an Töchtern wahrgenommen. Aktuell werden eher die Kon-

stellationen Männer und Jungen und Lehrer und Schülerinnen thematisiert wo-

bei ersteres als Fall von Pädophilie und letzteres als unmoralische Beziehung

dargestellt wird (vgl. Rendtorff 2012:138) und im institutionellen Rahmen statt-

finden.

Eine breite öffentliche Debatte über sexualisierte Gewalt wurde 2010 durch die

Aufdeckung von mehreren Fällen, zumeist im Zusammenhang mit der katholi-

schen Kirche, entfacht (vgl. Enders (Hg.) 2012:16). Daraufhin wurde auch in der

Politik reagiert und ein „Runder Tisch Sexueller Missbrauch“ eingerichtet und

eine „Unabhängige Beauftragte“ zur Aufarbeitung der bekannt gewordenen se-

xualisierten Gewalt eingesetzt (vgl. Bergmann 2012:250).
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Durch diese „Missbrauchsskandale“ fand eine Verschiebung des Fokus auf se-

xualisierte Gewalt im institutionellen Rahmen statt, auf den sich auch diese Ar-

beit konzentriert.

Bedeutung von Macht: Jede Beziehung zwischen Menschen ist von Begeh-

rens- und Anerkennungsaspekten beeinflusst (vgl. Ricken 2012:109), genau wie

Macht und Abhängigkeit zu menschlichen Beziehungen dazu gehört (vgl. Thole;

Baader (Hg.)  et  al.  2012:17). Abhängigkeit  oder Macht können zum Beispiel

über die Befriedigung von Bedürfnissen entstehen, bei dieser Bedürfnisbefriedi-

gung kommt die Sexualität ins Spiel, die dazu missbräuchlich eingesetzt wer-

den kann (vgl. ebd.). Verstärkt wird das von der Annahme, dass Sexualität in je-

der Begegnung durch die Leiblichkeit eine Rolle spielt (vgl. Ricken 2012:103)

und Machtunterschiede und Anerkennungsbeziehungen strukturell anfällig sind

für sexualisierte Gewalt (vgl. Thole; Baader (Hg.) et al. 2012:16). 

Diese Machtunterschiede und der Anerkennungsaspekt kommen häufiger in to-

talen  Institutionen4 vor  und begünstigen  sexualisierte  Übergriffe  (vgl.  Ricken

2012:113).

Dehumanisierung der Betroffenen: Die „Verdinglichung“ das heißt, dass Tä-

ter*Innen in den Betroffenen Objekte sehen, muss aus Sicht der Betroffenen

nicht  unbedingt  zutreffen,  aber  da Täter*Innen über  die  sexualisierte  Gewalt

einen Nutzen aus der Tat erzwingen, wird den Betroffenen ein Fremdzweck zu-

geordnet, der laut der Erziehungswissenschaftlerin Sabine Seichter nur Sachen

eigen sein kann (vgl. Seichter 2012:158). Die Täterperspektive ist also, die Be-

troffenen als Objekte zu sehen und zu gebrauchen.

Auf die Motivation und Strategien von Täter*Innen soll an dieser Stelle nicht nä-

her eingegangen werden, da es den Rahmen der Arbeit sprengen würde5. 

Ebenso wenig kann in dieser Arbeit ausführlich auf die Folgen von sexualisierter

Gewalt eingegangen werden. Klar ist aber, dass die Folgen weitreichend, trau-

matisch und stigmatisierend sind, es kommt zu somatischen wie psychischen

Erkrankungen, Flashbacks, geringem Selbstwertgefühl, Einsamkeit und kann zu

4 Der Begriff wurde von dem Soziologe Erving Goffman etabliert und so definiert: „Eine totale
Institution lässt sich als Wohn- und Arbeitsstätte einer Vielzahl ähnlich gestellter Individuen
definieren, die für längere Zeit von der übrigen Gesellschaft abgeschnitten sind und mitein-
ander ein abgeschlossenes, formal reglementiertes Leben führen.“ (Goffman 2014:11)

5 Ausführlicher dazu und zu den Folgen von sexualisierter Gewalt z.B. in dem Buch „Grenzen 
achten. Schutz vor sexuellem Missbrauch in Institutionen“ von Ursula Enders 2012. 
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eigener Gewalttätigkeit führen (vgl. Bergmann 2012:254).

Ebenso erhöht sich die Gefahr aufgrund der erhöhten Belastung erneut von se-

xualisierter Gewalt betroffen zu sein (vgl. Enders (Hg.) 2012:17).

Das Erlebte muss aber nicht automatisch oben genannte Folgen für jede Per-

son nach sich ziehen, ob und zu welchen Symptome es kommt ist abhängig

von dem folgendem Umgang mit der Situation und der individuellen Resilienz

(Widerstandsfähigkeit) des/der Betroffenen (vgl. Linke; Hashemi et al. 2016).

2.2 Formen von sexualisierter Gewalt 

In diesem Unterkapitel soll auf die verschiedenen Formen und auf Fachbegriffe

eingegangen  werden,  des  weiteren  geht  es  um  die  entsprechenden  Para-

graphen im Strafgesetzbuch und ihre Rechtsauslegung.

Sexualisierte Gewalt ist eine Grenzüberschreitung, die das Recht auf sexuelle

Selbstbestimmung des Einzelnen beeinträchtigt.  Sie kommt in verschiedenen

Formen und Schweregraden vor. 

Ausgeführt wird sexualisierte Gewalt von Männern und Frauen untereinander,

an Kindern und Jugendlichen, oder diese untereinander. Im institutionellen Rah-

men  kann  sie  auch  noch  von  Besucher*Innen,  Mitarbeiter*Innen,

Ehrenamtler*Innen und anderen Angestellten wie Personen, die für den Wach-

dienst, Reinigungsdienst oder den Gebäudedienst arbeiten, ausgeführt werden.

Grenzüberschreitungen können unabsichtlich oder absichtlich ausgeführt wer-

den, sie sind manchmal strafrechtlich (noch) nicht relevant oder strafbar. Bei

ersterem wird eher von Grenzverletzungen gesprochen und bei letzterem von

Übergriffen. In dieser Arbeit wird aber der allgemeine Begriff der sexualisierten

Gewalt bevorzugt6.

Unabsichtliche Grenzverletzungen können sexuell unangebrachte Kleidung von

Mitarbeitenden7 (z.B zu tiefe Ausschnitte oder transparente Kleidung), Verwen-

dung von Kosenamen, aufdringliche Gespräche über Erfahrungen mit sexuali-

sierter Gewalt und zu naher Körperkontakt sein (vgl. Enders (Hg.) 2012:35-36).

6 Auf der Homepage des Zartbitter e.V. findet sich eine kostenlose Hilfe zur Differenzierung
der Formen von Gewalt.

7 Im weiteren werden wenn nicht anders erwähnt unter dem Begriff „Mitarbeitende“ auch Eh-
renamtler*Innen und sonstige Angestellte erfasst.
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Das sind meist Folgen von fachlichen Defiziten oder  individuelles Fehlverhal-

ten. Das kann aber korrigiert werden und  „Grenzverletzungen können in den

meisten Fällen durch fachliche Anleitung, Fortbildung, Supervision, Dienstan-

weisungen  und  grenzachtende  institutionelle  Regeln  abgestellt  werden.“

(Enders (Hg.) 2012:42) 

Bei sexualisierten Übergriffen werden die Rechte von Menschen massiver und

häufiger verletzt, es gibt dabei sowohl Formen mit und ohne körperlichen Kon-

takt (vgl. ebd. S. 42-43) hier spricht man von Hands-on und Hands-off Delikten.

Sexualisierte  Übergriffe  werden oft  dazu verwendet  um sexualisierte  Gewalt

vorzubereiten  und  sind  laut  Ursula  Enders,  der  Leiterin  der  Beratungsstelle

Zartbitter, wenn sie von Mitarbeitenden begangen werden, arbeitsrechtlich zu

bestrafen (vgl. ebd. S. 47).

Bei sexualisierter Gewalt die von Fachkräften ausgeführt wird spricht man auch

von Professional Sexual Misconduct, abgekürzt PSM, dabei wird immer das Be-

treuungsverhältnis ausgenutzt (vgl. Jud 2015:48).

Die Strafrechtlich relevanten Formen sind im Strafgesetzbuch (StGB) unter den

Paragraphen 174 bis 184 im Besonderen Teil des StGB aufgeführt. Sie tragen

unter anderem folgende Überschriften: Sexueller Missbrauch von Kindern (§176

StGB), Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern (§176a StGB),  Sexueller

Missbrauch von Jugendlichen (§182 StGB), Sexueller Missbrauch von Schutz-

befohlenen (§174 StGB), Sexueller Missbrauch von Personen in besonderen

Abhängigkeitsverhältnissen (§174a StGB), Sexueller Missbrauch unter Ausnut-

zung einer  Amtsstellung (§174b StGB),  Sexueller  Missbrauch in  Beratungs-,

Behandlungs-  und  Betreuungsverhältnissen  (§174c  StGB),  Sexueller  Miss-

brauch  Widerstandsunfähiger  (§179  StGB)  Exhibitionistische  Handlungen  (§

183 StGB) und Sexuelle Nötigung und Vergewaltigung (§177 StGB).

Bestraft werden dabei immer Handlungen, wenn sie die sexuelle Selbstbestim-

mung erheblich verletzen und die Person, vor der sie ausgeführt werden, die

Handlung auch wahrnimmt (vgl. Deutscher Bundestag 1871: 94-102). Die be-

troffene  Person  muss  aber  nicht  den  sexualisierte  Aspekt  wahrnehmen,  da

reicht es wenn die Handlung von außen gesehen eindeutig sexualbezogen ist.

Die  „Erheblichkeit“  im  Gesetzestext  macht  es  möglich,  dass  die  Rechtspre-
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chung sich verändernden gesellschaftlichen Sichtweisen anpassen kann (vgl.

Burgsmüller 2015:53).

Im allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG), gibt es noch den Straftatbe-

stand der sexuellen Belästigung der im §3 Absatz 4 definiert ist. Da er aber nur

in Beschäftigungsverhältnissen angewandt werden kann, ist er hier nur zu er-

wähnen und wird nicht weiter betrachtet (vgl. Blome; Erfmeier et al. 2013:420-

421).

2.3 Sexualisierte Gewalt im Kontext Asyl

In diesem Kapitel soll es darum gehen, welche Zusammenhänge es zwischen

dem Thema der sexualisierten Gewalt und dem Thema Asyl gibt. Der Schwer-

punkt liegt dabei auf der Unterbringung in Wohnzentren und die spezifischen

Probleme die sich daraus ergeben.

Das Thema der sexualisierten Gewalt in Wohnzentren wird inzwischen von ver-

schiedenen Seiten angesprochen und bearbeitet8,  aber noch 2015 wurde es

von den stetig steigenden Zahlen von gestellten Asylanträgen überlagert (vgl.

Rabe 2015:3). 

Inzwischen kann man in der öffentlichen Debatte das Thema wiederfinden, zu-

meist aber nur nach bekannt gewordenen Fällen und nicht als grundsätzliche

Diskussion. Konkrete Zahlen zu dem Vorkommen von sexualisierter Gewalt in

Wohnzentren gibt es kaum, die Politikerin Annette Grothe sprach von 128 Fäl-

len im ersten Halbjahr 2016 in Deutschland (vgl. Keller 2016). Der Lesben und

Schwulenverband  Berlin-Brandenburg  e.V.  (LSVD)  spricht  von  13  sexuellen

Übergriffen gegen LSBTIQ-Menschen  (lesbische,  schwule,  bisexuelle,  trans-,

intergeschlechtliche, queere Menschen) zwischen dem 1.August und dem 31.

Dezember 2015 (vgl. LSVD 2016). Expert*Innen und das Büro des unabhängi-

gen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) ge-

hen von einer weit  höheren Dunkelziffer  aus (vgl. Gesprächsprotokoll;  Keller

2016).

8 Im Kapitel 3.2 befinden sich eine Auflistung zur weiteren Recherche.
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Es gibt  einige Zahlen, die die Häufigkeit andeuten. Eine nicht repräsentative

Studie von 2004 geht davon aus, dass 25% der zukunftssuchenden Frauen von

sexualisierter Gewalt in Deutschland betroffen sind (vgl. Rabe 2015:11). 

Traumatisiert infolge von Gewalterfahrungen sind aber deutlich mehr Zukunfts-

suchende und zwar 40% insgesamt und 70% der unbegleiteten Minderjährigen

(vgl.  Landesärztekammer Baden-Württemberg; Landespsychotherapeutenkam-

mer Baden-Württemberg (Hg.) 2015:13,23). Das zeigt deutlich, dass es sich bei

den Zukunftssuchenden um eine vulnerable Gruppe handelt. 

In der meisten Literatur ist in diesem Zusammenhang nur von Frauen, Kindern

und LSBTIQ-Menschen die Rede, in dieser Arbeit  soll  diese Unterscheidung

nicht getroffen werden, da alle Menschen auf der Flucht von Gewalt betroffen

sein können und als besonders schutzbedürftig gelten sollten. Experten spre-

chen davon, dass mindestens 50 Prozent der Zukunftssuchenden als beson-

ders schutzbedürftig gelten (vgl. Initiative Hochschullehrender zu Sozialer Arbeit

in Gemeinschaftsunterkünften9). Die Gewalt zieht sich bei ihnen durch mehrere

Phasen des Lebens (vgl. Rabe 2015:3). Sexualisierte Gewalt kann dabei als

Massenphänomen in Kriegsgebieten auftreten, als Druckmittel auf der Flucht, in

kriegsnahen Lagern und schlussendlich in Unterkünften im Aufnahmeland (vgl.

Linke; Hashemi et al. 2016). 

Eine besondere Risikosituation außerhalb der Wohnzentren ist dabei noch die

persönliche Anhörung beim Bundesamt für Migration, dort müssen Menschen

die  einen  Asylantrag  gestellt  haben,  Fluchtgründe  glaubhaft  schildern  (vgl.

Hans-Seidel-Stiftung (Hg.) 2016:10). Das bedeutet sie müssen ihnen widerfah-

rene sexualisierte Gewalt genau und widerspruchsfrei zu Protokoll geben, was

zu Retraumatisierungen führen kann und oft gar nicht möglich ist, da Erlebnisse

die noch nicht verarbeitet werden konnten (Traumata) zeitlich nicht in unserer

Erinnerung eingeordnet oder mit großen Lücken versehen sind (vgl. Bauer o.J.).

Bei solchen Befragungen besteht auch die Gefahr der Traumatisierung der Mit-

arbeitenden des BaMF (vgl. Polcheau; Briken et al. 2015:158), da sie bei den

Befragungen  Zeug*Innen  der  sexualisierten  Gewalt  werden  und  Zeug*Innen

mitbetroffen sein können.

9 Im Folgenden kürzt die Verfasserin diese Quelle als „IHSAG“ ab um die Quellenbelege mög-
lichst kurz zu halten.
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Wenn man genauer auf die Situation in den Wohnzentren schaut, fallen einem

verschiedene Strukturen auf, die das Vorkommen von sexualisierter Gewalt be-

günstigen.

Der institutionelle Rahmen: Dass in einer Institution und verstärkt in einer to-

talen Institution das Risiko der sexualisierte Gewalt hoch ist, ist seit 2010 mit

der Aufdeckung der Gewalt in verschiedensten Einrichtungen klar. Das liegt vor

allem an der Abgeschlossenheit solcher Institutionen, in denen wenig Kontakt

nach außen besteht (vgl. Goffman 2014).

Abhängigkeitsverhältnis:  Die  Zukunftssuchenden  kommen  nach  ihrer  be-

schwerlichen Reise und nach der chaotischen Unterbringung in Aufnahmeunter-

künften in den Wohnzentren an. Sie haben oft wenig Sprachkenntnisse, können

das Asylverfahren kaum verstehen und sind so wesentlich auf Unterstützung

angewiesen. Sie sind also in gewissem Maße abhängig von Behörden, der Ein-

richtung oder auch den Mitbewohner*Innen. 

Sprachkenntnisse: Kommunikation ist durch geringe Sprachkenntnisse kaum

möglich, deswegen können Betroffene von sexualisierter Gewalt diese selten

ansprechen und sind auf Unterstützung von Anderen angewiesen, die dadurch

sexuelle Dienste von ihnen erpressen können oder was dazu führt das sexuali-

sierte Grenzverletzungen geduldet werden.

Unsicherer Rechtsstatus: Das Bangen um den Ausgang des Asylverfahrens

lässt viele Betroffene von sexualisierter Gewalt diese verschweigen, da sie auf

keinen Fall  ihren  Asylantrag gefährden wollen.  Noch problematischer  ist  es,

wenn Frauen betroffen sind, wo die sexualisierte Gewalt vom Partner ausgeht

und der Asylantrag auf ihn gestützt wurde (vgl. Rabe 2015:13).

Beengte Wohnverhältnisse: in einem Wohnzentrum sind oft auf engem Raum

viele Menschen untergebracht, z.B. 112 Personen in Mehrbettzimmern die sich

zu zwölft ein Badezimmer und Toilette teilen. Auch steht meistens in der Einrich-

tung nur ein oder kein Gruppenraum zur Verfügung. Das bedeutet, dass die Be-

wohner*Innen gezwungenermaßen ständig auf andere treffen und keine Rück-

zugsmöglichkeiten  besitzen  (vgl.  Gesprächsauswertung).  In  Sachsen-Anhalt

gibt es Empfehlungen zu Leitlinien zur Unterbringung in Wohnzentren, die aber
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nicht  verpflichtend sind.  Dort  steht  ,  dass jede*r  Zukunftssuchende*r  sieben

Quadratmeter zur Verfügung haben soll und höchsten zu viert ein Zimmer be-

legt wird. Wohnzentren sollen nicht mehr als 150 Plätze haben (vgl. Wendel

2014:43,47-48).

Eingeschränkte Bewegungsfreiheit: Es gibt Wohnsitzauflagen und nur nach

meist monatelanger Verweildauer in den Wohnzentren die Möglichkeit um- oder

auszuziehen. Wohnsitzauflagen bedeuten, dass man sich nicht aus dem Zu-

ständigkeitsbereich  der  Behörden  bewegen  darf  (vgl.  Hans-Seidel-Stiftung

2016:39).

Personal: Mitarbeitende in solch einer Einrichtung sind z.B. Sozialarbeiter*In-

nen, Ehrenamtler*innen und Personen für die Reinigung und den Wachschutz

(vgl. Gesprächsauswertung). Der Betreuungsschlüssel für die Sozialarbeiter*In-

nen liegt dabei nicht selten bei 1:100, 1:150 oder noch darüber. Bei vulnerablen

Gruppen  von  Menschen  geht  man eigentlich  von  einem Personalschlüsseln

zwischen 1:1 bis 1:28 aus (vgl. IHSAG 2016:8). Bei einem zu hohen Schlüssel

kann es passieren, dass die Mitarbeitenden die Bewohner nicht mehr als indivi-

duelle  Persönlichkeiten  sehen,  sondern  als  homogene  Gruppe  (vgl.  IHSAG

2016:4). Beschäftigte müssen nicht zwingend ein Führungszeugnis vorweisen

und oft sind im Wachschutz nur männliche Mitarbeiter beschäftigt, welche vor

allem Abends und am Wochenende die einzigen Ansprechpartner für die Be-

wohner*Innen  sind.  Ehrenamtler*Innen  und  auch  Sozialarbeiter*Innen  sind

kaum sensibilisiert für das Thema der sexualisierten Gewalt und sind zum Teil

nicht richtig ausgebildet (vgl. Gesprächsauswertung). 

Hierarchische  Strukturen: Können  sich  erstens  durch  die  Dichte,  Nichtbe-

schäftigung und Bewegungsarmut  bilden und sind  durch  den institutionellen

Rahmen vorbestimmt, da die Mitarbeitenden die (einzigen) zentralen Schnitt-

stelle  zu  den  Behörden,  Zugang  zu  Sprachkursen,  Dolmetscher*Innen  und

sonstigen Vergünstigungen sind (vgl. Linke: Hashemi et al. 2016). Die Machtpo-

sition entsteht unter anderem durch den Einfluss, den Mitarbeitenden auf die

Asylverfahren haben, da sie zum Beispiel mit der Polizei kooperieren (vgl. Ge-

sprächsauswertung).
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Fehlende gesetzliche Standards: Dieses Fehlen von Standards für die Ein-

richtung, den Betrieb und die Konzeption von Wohnzentren ist der wichtigste

Punkt von Kritikern. Es gibt keine gesetzliche Aufsicht über die Wohnzentren

und die Aufsichtsbehörden der Länder haben nur partiell Richtlinien für die Aus-

stattung und Betreuung der Wohnzentren erlassen, die nicht immer verbindlich

sind, sondern als Richtlinien gelten (vgl. Rabe 2015:12). 

Gewaltschutzkonzepte: Sie sind kein Muss bei Inbetriebnahme von Wohnzen-

tren und so kommt es, dass Wohnzentren konzeptionell kaum entwickelte Set-

tings sind und es bei sexualisierter Gewalt in der Regel keine Mindeststandards

für die Vorgehensweise gibt. Generell ist das Ausländerrecht nicht auf Gewalt-

schutz ausgerichtet (vgl. Rabe 2015:3).

Rechte: Diese  sind  den  Bewohner*innen  selten  bewusst  und  viele  soziale,

politische, bürgerliche Rechte sind an die Staatsbürgerschaft geknüpft (vgl. IH-

SAG 2016:2). 

Das Leben insgesamt in den Wohnzentren führt zu unterschiedlichsten physi-

schen,  psychischen,  sozialen  und  organisatorischen  Problemen  und  ist  von

nicht erfüllten Bedürfnissen, Menschenrechtsverletzungen und Unsicherheiten

geprägt (vgl. IHSAG (Hg.) 2016:4-5). 

Sie sind also durch die strukturellen und rechtlichen Rahmenbedingen in ihrer

Autonomie und Wehrfähigkeit eingeschränkt. Das ist ein enormer Widerspruch

zu  internationalen  und  europäischen  Menschenrechtsverträgen  (vgl.  Rabe

2015:3,12,22, IHSAG 2016:2).

Zuständige Gesetze für die Situation ins Wohnzentren :

▪ Grundgesetz ▪ Istanbuler Konvention des Europarates

▪ Asylgesetz (AsylG) ▪ Europäische Charta für Menschenrechte

▪ EU-Aufnahmerichtlinie ▪  CEDAW (Convention on the Elimination
of all Forms of Discrimination Against Wo-
men) Übereinkommen▪ Gewaltschutzgesetz (GewSchG)

(vgl.  Der  Paritätische  Gesamtverband  2015:8;  Hans-Seidel-Stiftung  2016:15;

Rabe 2015:17)
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3. Prävention 

3.1 Präventionskonzepte bei sexualisierter Gewalt

In diesem Kapitel sollen erst ein paar allgemeine Betrachtungen zu dem Thema

der Prävention, ihren Formen und ihrer Komplexität erfolgen. Es wird auf die

Verantwortung der Institutionen geschaut und auf die Handlungsbereiche. An-

schließend wird in Kapitel 3.1.1 auf mögliche Elemente von Präventionskonzep-

ten eingegangen. Zum Schluss folgt in Kapitel 3.1.2 ein kurzer Exkurs zu der

Position des Sozialpädagogen Uwe Sielert, der zu mehr sexueller Bildung statt

Gewaltprävention auffordert.

Präventionskonzepte sind vor allem nach 2010 verstärkt im Kontext der sexuali-

sierten Gewalt gegen Kinder und Jugendliche für Institutionen erarbeitet wor-

den. Da diese Arbeit aber nicht nur auf Kinder und Jugendliche fokussiert ist

sondern auf die Zukunftssuchenden in Wohnzentren unter denen sowohl Kinder

und Jugendliche genau wie Erwachsene sind, wird in dieser Arbeit versucht die

einschlägige Literatur auf diesen Kontext zu übertragen. Die Schnittstelle dabei

ist, dass beide Personengruppen als vulnerabel anzusehen sind und institutio-

nell untergebracht sind, die Erziehungswissenschaftlerin Mechthild Wolff fasst

das so zusammen:

„Ein besserer Schutz von Kindern und Jugendlichen [...] in Institutionen ist eine
öffentliche Verantwortung. Sie besteht auch für alle anderen vulnerablen Perso-
nengruppen, die in Institutionen z.B. betreut, unterstützt, gepflegt, beaufsichtigt,
unterrichtet  oder  versorgt  werden  und  den  Gefährdungen  des  Machtmiss-
brauchs ausgesetzt sind.“ (Wolff 2015:296)

Diese öffentliche Verantwortung ist  auch als  Schutzauftrag  in  der  Istanbuler

Konferenz10 festgeschrieben (vgl. Europarat (Hg.) 2011:4) und in der IPPF11 Er-

klärung „sexuelle Rechte“ (vgl. Pro Familia Bundesverband (Hg.) 2010:2). Das

heißt jede Organisation sollte ihre Mitglieder verpflichten ihren Schützlingen kei-

nerlei gewaltsame Schädigung zuzufügen (vgl. Weber 2011:237). 

Das naheliegende Mittel dazu ist die Prävention vor sexualisierter Gewalt.

10 Das ist ein Übereinkommen des Europarats  zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt ge-
gen Frauen  und häuslicher Gewalt, das 2011 in Istanbul beschlossen wurde.

11 Die International Planned Parenthood Federation (IPPF) ist eine Nichtregierungsorganisation
die sich für sexuelle Rechte aller Menschen einsetzt.
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Prävention verfolgt  die Absicht sexualisierte Gewalt  zu verhindern, wird aber

nicht am Erfolg gemessen sondern am Abbau von Risikofaktoren und am Auf-

bau von Schutzfaktoren, die Wirkung von Präventionsmaßnahmen ist auch heu-

te noch nicht ausreichend erforscht und nicht belegbar (vgl. Kindler 2015:352).

Ziel ist aber immer das Sicherstellen eines Schutzklimas (vgl. Wolff 2014b:159).

Es gibt verschiedene Formen und Ansätze von Prävention. Prävention kann pri-

mär-präventiv sein und versuchen sexualisierte Gewalt zu verhindern, sie kann

sekundär-präventiv sein und Strukturen schaffen um sexualisierte Gewalt auf-

zudecken oder sie kann tertiär-präventiv sein und die Folgen von sexualisierte

Gewalt  vermindern  oder  erneute  Viktimisierung  verhindern  (vgl.  Kindler

2015:352).

Nebenbei kann Prävention selektiv oder universell sein, das heißt sie wird für

Risikogruppen konzipiert oder allgemein für alle Menschen. Meistens wird sie

jedoch für bestimmte Adressaten konzipiert,  in Deutschland zum Beispiel  für

Frauen und Kinder. Die kindzentrierten Ansätze gehen dabei entweder in Rich-

tung Gefahrenthematisierung oder Empowerment. Dazu werden viele verschie-

dene Methoden verwendet (vgl. ebd. S.352-353).

Ein inzwischen veraltetes Motto dabei lautete: „Sag Nein, geh weg und sprich

darüber!“ (nach Enders (Hg.) 2012:319), dass für das Empowerment von Kin-

dern genutzt wurde, was aber allein nicht ausreicht, um vor sexualisierter Ge-

walt zu schützen. Vielmehr müssen auch Erwachsenen und in diesem Fall Insti-

tutionen in die Verantwortung genommen werden (vgl. Enders (Hg.) 2012:319).

Andere Adressaten für Präventionsangebote sind Eltern, Täter*Innen, Fachkräf-

te und Institutionen. Dabei wurden insgesamt die Konzepte auf Täter*Innen im

Nahfeld, auf sexualisierte Gewalt unter Kindern/Jugendlichen und auf Einrich-

tungen als Tatorte erweitert (vgl. Kindler 2015:356-357).

Ein Teil der Prävention war es am Anfang, erst mal Täter*Innenstrategien zu er-

forschen um klar zu machen, wo Präventionskonzepte ansetzen müssen (vgl.

Wolff 2014b:155).

Der Runde Tisch sexueller Kindesmissbrauch (RTMK) unterschied bei der Prä-

vention in vier Handlungsbereiche: Allgemeine Präventionsmaßnahmen, spezifi-

sche Präventionsmaßnahmen, Interventionsmaßnahmen und Maßnahmen zur
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Aufarbeitung und Veränderung (Vgl. Wolff 2015:295). Außerdem sollte laut der

Arbeitsgruppe des RTMK der Ansatz der Prävention multiperspektivisch sein

um Erfolg haben zu können, Mechthild Wolff fasst das so zusammen:

 „Präventionsmaßnahmen müssen Sinn machen und gewollt sein und sie müs-
sen auf den unterschiedlichen Ebenen einer Organisation oder Institution und
mit  allen  Akteurinnen/  Akteuren  gemeinsam  entwickelt  werden.“  (Wolff
2015:295)

Damit ist man bei dem zentralen Punkt, der Rolle der Institution bei sexualisier-

ter Gewalt, angekommen. In Institutionen gibt es dabei nie Unbeteiligte und se-

xualisierte Gewalt ist kein singuläres Geschehen zwischen Täter*In und Betrof-

fenen. Eine Institution ist bei sexualisierter Gewalt kein zufälliger Schauplatz,

sondern zwangsläufig beteiligt, indem sie entweder nur zuschaut oder sich aktiv

darum bemüht sexualisierte Gewalt zu verhindern. Mechthild Wolff spricht hier

von einem „Organisationsversagen“ (Wolff 2014b:156) und von einer „Täter-Op-

fer-Institutionen-Dynamik“ (ebd.) und fasst es am Ende so zusammen: 

„Es geht um das soziokulturelle Zusammenwirken zwischen personengebunde-
nen, organisationsbezogenen und systembezogenen Faktoren, die Institutionen
selbst in den Blick nehmen müssen.“ (Wolff 2014b:157)

Die Umsetzung eines Präventionskonzeptes beginnt  mit  der Übernahme der

Verantwortung durch die Leitungsebene, denn bei sexualisierter Gewalt geht es

immer um ein komplexes Geschehen in Institutionen und deren Aufsichtsinstitu-

tionen. An der Ausarbeitung von Präventionskonzepten sollten Verantwortliche

aus allen Bereichen beteiligt sein (vgl. Wolff 2014b:155-160; Kindler 2014:84).

Auch die Politik ist hier gefragt, die Rahmenbedingungen schaffen kann, um die

Organisationen, deren Strukturen straffördernd sind massiver zu sanktionieren,

das ergibt sich auch aus der Forderung Präventionskonzepte als Bedingung für

die Erteilung einer Betriebszulassung oder für die Weiterführung festzuschrei-

ben (vgl. Weber 2011:238). Andere Beteiligte sind die Fachkräfte, Mitarbeiten-

den, Bewohner*Innen und Angehörige der jeweiligen Institution.

Präventionskonzepte sollten nicht eindimensional und kurzfristig angelegt sein,

schon in den 80er Jahren wurde von dem Sozialwissenschaftler David Finkel-

hor ein Multifaktorenansatz12 entwickelt, aus dem auch heute Maßnahmen für

12 Das vier Faktoren Modell von David Finkelhor geht davon aus, dass für sexualisierte Gewalt 
1) Motivation des/der Täter*In vorhanden sein muss, 2) innere Hemmnisse und 3) äußere 
Hemmnisse und 4) der Widerstand der/des Betroffenen überwunden werden müssen (vgl. 
Kindler 2014:86).

21



Präventionskonzepte ableiten kann (vgl. Kindler 2014:86-88). 

Präventionskonzepte dürfen nicht aus aneinander gereihten Einzelmaßnahmen

bestehen, sondern müssen nach einer Organisationsanalyse genau auf die je-

weilige Institution angepasst werden (vgl. Wolff 2014b:159).

Trotzdem sollen im nächsten Unterkapitel die einzelnen Bausteine eines Prä-

ventionskonzeptes aufgezeigt werden, da diese Arbeit nicht auf eine spezielle

Institution  ausgerichtet  ist,  sondern  theoretische  Ausführungen  zum  Thema

beinhaltet.

3.1.1 Elemente eines Präventionskonzeptes

Sensibilisieren: Die Thematik der sexualisierten Gewalt  geht einher mit  der

Beschäftigung des Themas der Sexualität, diese darf nicht tabuisiert werden,

denn nur wenn sie nicht totgeschwiegen wird kann ein angemessener Umgang

damit stattfinden (vgl. Blome; Erfmaier et al. 2013:432; Böllert 2014:146). Auch

der Umgang mit Macht und insgesamt mit institutionell gegebenen Strukturen

sollte  nicht  unreflektiert  vonstatten gehen,  da sonst  sexualisierte  Gewalt  be-

günstigt wird (vgl. DV (Hg.) 2012a:4).

Beschwerdemanagement: Dazu wird als erstes der Wille zur stetigen Verbes-

serung der Institution und ein produktiver Umgang mit Fehlern benötigt. Danach

muss ein  institutionell  verankertes Beschwerdesystem implementiert  werden.

Das ist ein zentrales Instrument der Prävention, sollte aber auch dezentral ver-

ankert sein,  das heißt mit  externen Ansprechpartner*Innen die verantwortlich

sind und Beschwerden an alle Leitungsebenen weiterleiten können. Die Teil-

nahme/Beschwerde  sollte  immer  freiwillig  erfolgen,  niedrigschwellig  und  an-

onym  möglich  sein.  Es  dürfen  keine  Sanktionen  für  eine  abgegebene  Be-

schwerde drohen und diese sollten zeitnah von Expert*Innen analysiert werden.

Bei gegeben Anlass sollten natürlich Veränderungen aus einer Beschwerde re-

sultieren (vgl. Blome; Erfmeier et al. 2013:433; DV (Hg.) 2012a:1,6; Liebhardt

2015:649,651; Wolf 2015:294).

Weiterbildungen: Von der flächendeckenden Fortbildung aller Mitarbeitenden

und Ehrenamtler*Innen verspricht man sich weitreichende Wirkungen. So stieg
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zum Beispiel nach Schulungen die Bereitschaft sexualisierte Gewalt anzuzei-

gen unter Fachpersonal ohne dass sich die Zahl der haltlosen Anzeigen erhöhte

(vgl. Kindler 2014:82). Professionalität setzt Wissen voraus vor allem über die

Zusammenhänge von Macht, Pädagogik und Sexualität.

Weiterbildungsarbeit  sollte  intern (Gremienarbeit)  wie  extern  (Kurse/Schulun-

gen)  stattfinden.  Themen für  diese  Weiterbildungen  könnten  unter  anderem

sein  der  Umgang  mit  Verdachtsfällen  oder  strukturellen  Bedingungen.  Ziele

könnten sein die Qualifizierung von Präventionsangeboten oder die Erhöhung

der  Bereitschaft  sexualisierte  Gewalt  überhaupt  wahrzunehmen.  Teilnehmen

sollten an solchen Veranstaltungen alle Haupt- und Ehrenamtliche Mitarbeiten-

de. (vgl. Böllert 2014:141,144; Enders (Hg.) 2012:339; Kindler 2014:90;  Kindler

2015:358; Wolff 2014b:157)

Verfahrensregeln: Diese sollten in jeder Institution gemeinsam vereinbart und

in einem Handlungsplan niedergeschrieben werden. Dieser Handlungsplan soll-

te verschiedene Dinge enthalten: Erstens müssen die Verantwortlichkeiten ge-

klärt werden, wer ist in welcher Situation zuständig? Sind es die Mitarbeitenden,

die Betroffenen, die Strafverfolgungsbehörden oder die Leitungsebene.  Zwei-

tens müssen die Beteiligungsformen klar sein, Betroffene sollten selbst bestim-

men dürfen was unternommen wird. Auch auf die Vertraulichkeit und den Da-

tenschutz sollte hingewiesen werden. Drittens sind klare Regeln zum Umgang

mit Verdachtsfällen zu bestimmen und viertens, an welchem Punkt externe Stel-

len mit einbezogen werden müssen.

Fünftens sollten Sofortmaßnahmen und Interventionsmöglichkeiten bei auftre-

tender Gewalt beschrieben sein. Sechstens und siebtens sollte die Dokumenta-

tion geregelt sein und ab welchem Punkt Strafverfolgungsbehörden/ Aufsichts-

behörden einzuschalten sind.(vgl.  Blome,  Erfmeier  et  al.  2013:432;  Böllert  2

14:142,143)

Beteiligungsmöglichkeiten: Betroffene von sexualisierter Gewalt  sollten im-

mer ein Beteiligungsrecht haben und an allen Entscheidungen und Prozessen

die sich auf ihr Leben auswirken mitwirken. Die Informationen, die dafür nötig

sind, müssen zielgruppengerecht aufgearbeitet werden. Für die Entwicklung der

Beteiligungsmöglichkeiten  ist  eine  angemessene Personalausstattung zu  ge-

23



währleisten. 

Beteiligungsformen versuchen das Machtgefälle in Institutionen zu reduzieren

und leisten damit einen wichtigen Beitrag zum Schutz vor Übergriffen. Selbst-

verständlich sollte dabei sein, dass Betroffenen immer geglaubt wird und es zu

keinen Schuldzuweisungen kommt. Zu der Partizipation gehört auch das Recht

auf  Information  und  die  Mitbestimmung  bei  Präventionsangeboten  (vgl.  DV

(Hg.) 2012a:4,6-7; Enders (Hg.) 2012:324).

Rechtekatalog: Dieser sollte unter Beteiligung aller entwickelt werden. Er ist

wichtig das alle ihre Rechte kennen, einhalten und dadurch Grenzüberschrei-

tungen erkennen können, das ist ein wichtiger Beitrag zur Prävention sexuali-

sierter Gewalt. Dieser Rechtekatalog sollte für alle zugänglich sein und jede*r

Bewohner*In sollte regelmäßig und auf jeden Fall zum Einzug in die Institution

über  diese  Rechte  aufgeklärt  werden  (vgl.  DV  (Hg.)  2012a:3;  Enders  (Hg.)

2012:321).

Personalentwicklungsmaßnahmen: Die Einsicht in das erweiterte Führungs-

zeugnis kann nicht allein Prävention genug sein, aber als Teil eines umfassen-

deren Konzeptes verhindert es die Beschäftigung vorbestrafter Sexualstraftäter

und schärft das Bewusstsein, dass sexualisierte Gewalt strafbar ist. Die Einsicht

muss natürlich vor Aufnahme der Tätigkeit erfolgen, sollte aber die Beschäftig-

ten nicht unter einen Generalverdacht stellen. 

Ein weitere Maßnahme könnte eine Selbstverpflichtungserklärung sein, mit der

Mitarbeitende sich unter anderem verpflichten Grenzen zu achten und respekt-

voll  mit  ihrer  Position  umzugehen.  Im Rahmen der  Personalauswahl  sollten

auch andere Möglichkeiten genutzt werden; es kann eine schriftliche Version

der Verfahrensregeln bei sexualisierter Gewalt überreicht werden, ein offenes

Gespräch über die Bereitschaft  sich der Thematik zu stellen geführt  werden

oder bei vorherigen Arbeitgebern nachgefragt werden. 

Eine weitere sinnvolle Maßnahme wäre das regelmäßige Nutzen der Dienstan-

weisungen um Mitarbeitende zu sensibilisieren (vgl. DV 2012b:2-3,13; Enders

(Hg.) 2012:331-333; Macsenaere; Klein (Hg.) et al. 2015:171)

Aufklärung: Hier sollte immer gelten: Information statt Abschreckung! Da Ange-

bote stärken und nicht belasten oder retraumatisieren sollen. 
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Inhalte sollten sein: die Rechte, institutionelle Regeln, Formen von Grenzüber-

schreitungen/sexualisierter Gewalt, Strategien von Täter*Innen und Möglichkei-

ten der Hilfe. Dadurch soll  ein Gefühl der Solidarität  und Hoffnung vermittelt

werden. 

Angebote sollten koedukativ  und geschlechtsspezifisch durchgeführt  werden,

da für Frauen und Mädchen durch ihr Geschlecht ein erhöhtes Risiko besteht

und es Erfahrungen gibt, dass in gemischtgeschlechtlichen Gruppen sexuali-

sierte Gewalt weniger angesprochen wird (vgl. Enders (Hg.) 2012:28). Die An-

gebote sollten außerdem attraktiv zielgruppengerecht aufgearbeitet sein und in

regelmäßigen Abständen über einen langen Zeitraum stattfinden um Nachhal-

tigkeit zu garantieren (vgl. ebd. S. 326-329).

Haltungen: Damit sind die ethischen Prinzipien der Institution und die all ihrer

einzelnen Mitarbeitenden gemeint. Solch ein ethisches Bewusstsein wird schon

in der Ausbildung und in Verbindung mit der Praxis entwickelt. Erhalten wird es

durch ständige Reflexion und Supervision.  Nach dieser wertschätzenden und

achtsamen Organisationsethik sollten dann alle allgemeinen und spezifischen

Präventionsmaßnahmen gerichtet werden. Dadurch kann die Professionsethik

Ressource für eine Kultur der Achtsamkeit sein (vgl. Böllert 2014:141-142; Ret-

kowski; Thole 2012:303).

Risikoanalyse: Da die Wirkung von Präventionselementen nicht eindeutig be-

legbar ist,  reicht es nicht aus, wenn Bausteine einzeln abgehakt werden, es

muss eine Passfähigkeit für jede einzelne Institution hergestellt  werden. Das

geht am besten über eine Organisationsanalyse, die Risikomomente und Gele-

genheitsstrukturen analysiert.  Auf Basis dieser Risikoanalyse sollen dann die

notwendigen  Maßnahmen  und  Verfahren  beschrieben  werden  (vgl.  Wolff

2014a:103; Böllert 2014:141).

Vernetzung von Institutionen: Die Vernetzung mit internen und externen An-

sprechpartnern ist sehr wichtig im Bereich der Prävention sexualisierter Gewalt.

Sie sollte am besten von Anfang an ausgebaut werden und nicht erst bei einem

auftretenden Fall. Sexualisierte Gewalt ist so komplex, dass Interventionen in-

terdisziplinär erfolgen sollten. Kontakte sollten daher zu Beratungsstellen, medi-

zinischen Einrichtungen, Justiz, Aufsichtsbehörden und anderen wichtigen Ein-
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richtungen geknüpft werden (vgl. Gründer; Stemmer-Lück 2013:172-173).

Dass Prävention vor sexualisierter Gewalt aber nicht so einfach ist wie es viel-

leicht anhand von ausgeklügelten Konzepten erscheint, macht der folgende Ex-

kurs zu Uwe Sielert deutlich.

3.1.2 Kritik an Prävention ohne sexuelle Bildung

Macht man sich auf die Suche nach Präventionskonzepten kommt man nicht an

der Sexualpädagogik vorbei. Sie ist eng mit Prävention gegen sexualisierte Ge-

walt verbunden. Sexualpädagogik wurde oft aus Gründen der Prävention wei-

terentwickelt (vgl. Sielert 2015:19-20). Trotzdem wird die Sexualpädagogik allzu

oft nicht mitgedacht, wenn es um die Prävention von sexualisierter Gewalt geht.

Es besteht die Gefahr der Vereinseitigung der Debatte durch Kontrolle statt Bil-

dung und Gewalt statt Sexualität. Denn über Gewalt ist leichter zu reden als

über Sexualität; Gewalt wollen alle verhindern aber der Umgang mit Sexualität

ist viel persönlicher und die Auseinandersetzung damit immer konfliktbehaftet.

Dadurch droht Sexualerziehung nur noch der Gefahrenabwehr zu dienen, aber

die Tatsache, dass Sexualität eine Lebensqualität stiftende Ressource ist, wird

kaum gewürdigt. Vielmehr wird im Präventionsdiskurs das „richtige“ Leben vor-

geschrieben. Sielert plädiert aber ganz klar dafür, dass aus Prävention sexuali -

sierter Gewalt, nicht Sexualprävention wird. Man sollte vielmehr auf die Gestal-

tung einer Sexualkultur bauen, denn diese schließt gewaltmindernde Maßnah-

men ein und hat einen eigenen Wert der nicht durch Präventionsabsichten legi-

timiert werden muss. Desexualisierungsstrategien werden kaum zum Erfolg füh-

ren und nur Einrichtungen die die Implementation klarer Partizipation-, Transpa-

renz- und Kontrollregeln mit einer förderlichen Sexualkultur verbinden, können

Erfolg haben (vgl. Sielert 2014:111-123).
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3.2 Präventionskonzepte für Wohnzentren 

In diesem Kapitel soll vorgestellt werden, was es bereits an Präventionskonzep-

ten für Wohnzentren gibt. Anschließend werden die Konzepte analysiert und die

zentralen Punkte herausgearbeitet. 

Die wichtigsten Konzepte und sonstigen Schriften die der Verfasserin zum Zeit-

punkt der Ausarbeitung der Arbeit bekannt waren sind:

• Eine Arbeitshilfe des paritätischen Gesamtverbandes mit dem Titel „Emp-

fehlungen an ein Gewaltschutzkonzept zum Schutz von Frauen und Kin-

dern vor geschlechtsspezifischer Gewalt in Gemeinschaftsunterkünften“,

herausgegeben 2015. „Die Arbeitshilfe konzentriert sich in ihren Ausfüh-

rungen  auf  die  besondere  Situation  von  Frauen  und  ihren  Kindern.

Selbstverständlich können die Empfehlungen auch auf andere schutzbe-

dürftige Personen, wie bspw. LGBTTI, angewendet, bzw. erweitert wer-

den.“ (Der Paritätische Gesamtverband (Hg.)13 2015:4)

• Ein Policy Paper 2015 herausgegeben vom Deutschen Institut für Men-

schenrechte von der Juristin Heike Rabe verfasst mit dem Titel: „Effekti-

ver Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt - auch in Flüchtlingsunter-

künften“. „Das vorliegende Papier zeigt den Entwicklungsstand des The-

mas in Deutschland auf. Es erörtert die Anwendbarkeit und Anwendung

der  Maßnahmen nach dem Polizeirecht  und Gewaltschutzgesetz  (…).

Der Schwerpunkt liegt dabei auf dem Schutz von Frauen. Im Bereich von

LSBTI  sind  diesbezüglich  viele  Aspekte  noch  zu  diskutieren.“  (Rabe

2015:3)

• Ein  Positionspapier  von  der  Zentralen  Informationsstelle  Autonomer

Frauenhäuser (ZIF), 2015 herausgegeben mit dem Titel: „Positionspapier

zur  Situation  gewaltbetroffener  Migrantinnen mit  prekärem Aufenthalt“.

Diesen Papier konzentriert sich, wie der Titel schon sagt auf Frauen und

ihre Kinder und fordert allgemeine Verbesserungen ihrer Lage, nicht spe-

ziell auf die Unterbringung bezogen (vgl. ZIF 2015). 

13 Im Folgenden kürzt die Verfasserin diese Quelle als „DPG“ ab um die Länge der Quellenbe-
lege möglichst kurz zu halten.
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• Ein Positionspapier der Initiative Hochschullehrender zu Sozialer Arbeit

in Gemeinschaftsunterkünften, 2016 von der Alice Salomon Hochschule

Berlin herausgegeben. Der Titel ist: „Soziale Arbeit mit Geflüchteten in

Gemeinschaftsunterkünften – Professionelle Standards und sozialpoliti-

sche Basis“, darin wird die Sicht der Profession Soziale Arbeit gezeigt

und die Forderungen beziehen sich mehr auf Beschäftigungsbedingun-

gen von Sozialarbeiter*Innen in Wohnzentren als auf die Unterbringung

der Zukunftssuchenden (vgl. IHSAG 2016:3).

• Eine Arbeitshilfe des Zartbitter e.V. 2016 herausgegeben mit dem Titel:

„Flüchtlingskinder  vor  Gewalt  schützen“.  Diese Risikoanalyse ist  stark

auf Kinder fokussiert und geht meistens von der Situation in Aufnahme-

einrichtungen aus (vgl. Zartbitter e.V. 2016). 

• Ein Konzept aus dem Jahre 2016 des Büros für Frauen- und Gleichbe-

rechtigungsfragen in Gießen mit dem Titel: „Konzept zur Gewaltpräventi-

on und zum Gewaltschutz von besonders vulnerablen Gruppen in Unter-

künften für Geflüchtete“ (vgl. Spohr 2016). 

• Ein Beschluss des Lesben- und Schwulenverband Berlin-Brandenburg

e.V. vom 16.04.2016 mit dem Titel: „Homosexuelle und transgeschlechtli-

che Flüchtlinge in Berlin“. Ein Papier, dass die Unterbringung in Wohn-

zentren  nicht  speziell  in  den  Blick  nimmt  und  auf  die  Situation  von

LSBTIQ- Menschen fokussiert ist (vgl. LSVD 2016).

• Ein Aufsatz aus der Zeitschrift Sexuologie – Zeitschrift für Sexualmedizin,

Sexualtherapie und Sexualwissenschaft  2016,  mit  dem Titel:  „Sexuali-

sierte Gewalt, Traumatisierung und Flucht“ von Torsten Linke, Farid Has-

hemi und Heinz-Jürgen Voß. Dieser Aufsatz ist nicht auf Wohnzentren

bezogen, gibt aber einen klaren Überblick über das Thema sexualisierte

Gewalt in Bezug auf Asyl (vgl. Linke; Hashemi et al. 2016).

• Eine Checkliste des UBSKM zu „Mindeststandards zum Schutz von Kin-

dern  vor  sexueller  Gewalt  in  Flüchtlingsunterkünften“  (Titel)  von  2015

bietet eine kurze Übersicht über die wichtigsten Punkte die in einem Prä-

ventionskonzept beachtet werden sollten. Diese können auch größten-

teils auch auf die Situation von allen schutzbedürftigen Zukunftssuchen-
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den übertragen werden (vgl. UBSKM 2015).

Bei dieser Aufstellung zeigt sich, dass es noch keine fertigen Präventionskon-

zepte zu sexualisierter Gewalt gibt die alle Zukunftssuchenden insgesamt be-

trachten. Es ist noch viel von Empfehlungen und Forderungen die Rede. Das

Bündnis 90 die Grünen fordert ein Gewaltschutzkonzept für Wohnzentren und

eine bedarfsgerechte Anzahl von Frauenhäusern (vgl. Bündnis 90 die Grünen

2016)  und der Deutsche Frauenrat bittet Frau Merkel in einem Brief darum, zu-

kunftssuchende Frauen und Mädchen als schutzbedürftig anzuerkennen und für

eine Verbesserung ihrer Situation zu sorgen (vgl. DF 2015). Der UBSKM Johan-

nes-Wilhelm Rörig fordert in einer Pressemeldung: „Wir müssen alles dafür tun,

dass die Menschen, die bei uns Schutz und Hilfe suchen, kein weiteres Leid er-

fahren.“ und setzt ein klares Zeichen indem er sagt: „Sexuelle Gewalt kann es

überall geben, dies ist kein kulturelles Problem.“ (Rörig 2015). 

3.3 Die zentralen Forderungen

Es wurden die Forderungen herausgearbeitet die sich weitestgehend auf die

Unterbringung beziehen.

Angemessene Räumlichkeiten: Dabei muss beachtet werden, dass die Pri-

vatsphäre  ausreichend  gewährt  wird.  Familien  sollten  gemeinsam  unterge-

bracht werden und ethische, kulturelle, religiöse Bedarfe sollten berücksichtigt

werden.  Die  Sanitäranlagen  sollten  geschlechtergetrennt,   abschließbar  und

ausreichend vorhanden sein und es sollte abschließbare Schutzräume geben.

Auch betreute Freizeiträume für Kinder und Jugendliche sollten zur Verfügung

stehen  (vgl.  DPG  2015:3,8;  DF  2015:3;  Rörig  2015;  UBSKM  2015;  Rabe

2015:26).

Anbindung  an  lokale  Infrastruktur:  Diese sollte  vorhanden  sein,  da  die

Standorte der Wohnzentren oft isoliert sind (DPG 2015:3,9).

Personalschlüssel  und  Geschlecht:  Der  Personalschlüssel sollte  passend

sein und es sollte männliche wie weibliche Mitarbeitende geben, auch bei den

Wachdiensten, da diese außerhalb der Arbeitszeiten von Sozialarbeiter*Innen

oft die einzigen Ansprechpartner*Innen sind (vgl. DF 2015:3; IHSAG 2016:7;
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Rabe 2015:26; UBSKM 2015).

Uneingeschränkte Bewegungsfreiheit: Durch Wohnsitzauflagen ist ein Aus-

weichen vor sexualisierter Gewalt  eingeschränkt,  ein Wohnortswechsel  sollte

unabhängig  vom  Aufenthaltsstatus  und  Einreisegrund  möglich  sein.  Dafür

müssten  Umverteilungsanträge  schneller  bearbeitet  werden,  niedrigschwellig

zugänglich sein und es sollten Notplätze freigehalten werden. Denn die bisher

übliche Praxis der räumlichen Trennung innerhalb der Einrichtung ist aufgrund

von  zwingend  zu  nutzenden  Gemeinschaftsräumen  nicht  ausreichend  (vgl.

DPG 2015:3; Rabe 2015:23,26; ZIF 2015:3).

Konsequente Anwendung des Gewaltschutzgesetzes: Bisher wird das Ge-

waltschutzgesetz das prinzipiell  anwendbar ist,  nicht überall  in Anspruch ge-

nommen. Dazu gehören Wegweisungen (Täter*Innen müssen die Einrichtung

verlassen), Wohnungszuweisungen und Kontaktverbote. Wegweisungen (alter-

nativ Hausverbote von der Einrichtung ausgesprochen) müssen in Verbindung

mit geeigneter Information über Obdachlosen Unterkünfte angewendet werden

(vgl. DPG 2015:3; Rabe 2015:22,25; ZIF 2015:9). 

Sensibilisierung  und  Schulung: Eine  Sensibilisierung  aller  Mitarbeitenden

sollte stattfinden, dazu könnte ein Leitbild/Bekenntnis gegen Gewalt ausformu-

liert werden in dem steht, dass alle Grund- und Menschenrechte geachtet wer-

den. So ähnlich könnte dann eine in Hausordnung in leichter und in verschiede-

nen Sprachen verfasst und zentral in der Einrichtung angebracht werden. Alle

Mitarbeitenden sollten  Schulungen besuchen und in  Bewerbungsgesprächen

auf das Leitbild hingewiesen werden, auch Leiter*Innen von Sprach- und Inte-

grationskursen sollten geschult werden, da sie oft die ersten Ansprechpartner

bei sexualisierter Gewalt sind (vgl. DPG 2015:4-5;  DF 2015:3; IHSAG 2016:9;

Rabe 2015:8,26; Rörig 2015; Spohr 2016:14; UBSKM 2015;  ZIF 2015:9).

Beschwerdemanagement: Eine unabhängige Beschwerdestelle sollte einge-

richtet und feste Ansprechpartner*Innen sollten benannt werden , dabei ist es

wichtig, dass es auch Beraterinnen gibt. Die Stelle sollte mit Sprachmittler*In-

nen vernetzt  sein,  die  ohne religiöse und kulturelle  Vorbehalte  agieren (vgl.

DPG 2015:5,6; DF 2015:3; IHSAG 2016:7; Rabe 2015:8,22,26; Rörig 2015).
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Informations-  und Präventionsangebote: Bewohner*Innen sollten regelmä-

ßig, kultursensibel, zielgruppengerecht über ihre Rechte, die Gesetze, Normen

und über interne und externe Hilfsangebote informiert werden. Informationen

sollten in verschiedenen Sprachen leicht zugänglich sein und auch der Verwies

auf das bundesweite Hilfetelefon bei sexualisierter Gewalt darf nicht fehlen. Es

sollte Präventionsangebote ohne Sprachbarrieren geben, um die Bewohner*In-

nen in ihren Rechten zu stärken (vgl. DPG 2015:6; DF 2015:4; IHSAG 2016:7;

Rabe 2015:8-9,22,26; Rörig 2015; UBSKM 2015; ZIF 2015:8).

Kurse für Bewohner*Innen: Sie sollten für das Lernen der Sprache, zur Inte-

gration und zur Berufsbildung angeboten werden. Dafür sollte es eine Kinderbe-

treuung geben, damit der Zugang für alle gewährleistet wird und/oder sie sollten

innerhalb der Einrichtung stattfinden. Denn all das fördert unter anderem das

Verlassen  von  Gewaltbeziehungen  (vgl.  DPG  2015:6;  DF  2015:4;  Rabe

2015:8,22,26; Rörig 2015; ZIF 2015:4,8).

Vernetzung und Kooperation: Es sollte eine Vernetzung stattfinden mit dem

Gesundheitswesen, dem Bildungswesen, der Justiz und dem Jugendamt. Ko-

operationen sollte es mit Frauenhäusern, Flüchtlingsselbstorganisationen, Bera-

tungsstellen zu sexualisierter Gewalt oder Asylfragen, Bürgerinitiativen und zu

Rechtsberatungen geben. Die Kosten für eine Rechtsberatung bei sexualisierter

Gewalt sollten übernommen werden. Bei Gremien und Treffen auf Bundesebe-

ne  zum Thema Asyl  sollten  Fragen  der  Prävention  sexualisierter  Gewalt  in

Wohnzentren mitbedacht werden und genau so sollten auch Treffen zu Gewalt

die Situation der Zukunftssuchenden mitbedenken (vgl. DPG 2015:6-7; IHSAG

2016:7; Rabe 2015:9,26-27; UBSKM 2015; ZIF 2015:7,9).

Gewaltschutzkonzepte: Sollten  in  allen  Wohnzentren implementiert  werden

und den Bedarfen von besonders vulnerablen Gruppen (Ältere, Frauen Kinder,

Menschen mit Behinderung, LSBTIQ-Menschen, Menschen mit Traumatisierun-

gen) gerecht werden. Ihre Einhaltung sollte regelmäßig von Aufsichtsbehörden

kontrolliert  werden  und  den  Schutz  der  Bewohner*Innen  gewährleisten  (vgl.

DPG 2015:5,9; IHSAG 2016:7).

Verfahrensregeln: Diese sollten bei Verdacht und Vorkommen von sexualisier-

ter Gewalt genau beschreiben was zu tun ist und zum Beispiel die Dokumentati-
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on sicherstellen (ausführlicher in Kapitel 3.1.1). Bei internen Täter*Innen ist zum

Beispiel ein Umzug oder eine Freistellung/Entlassung zu veranlassen, bei exter-

nen unter anderem ein Hausverbot auszusprechen (vgl. DPG 2015:5,7-8; Rabe

2015:21,24; UBSKM 2015). Heike Rabe geht einen Schritt  weiter und meint,

dass die Innenministerien des Bundes und der Länder Verfahrensleitlinien in

der  Allgemeinen  Verwaltungsvorschrift  zum  Aufenthaltsgesetz  festschreiben

sollten und schlägt dafür in Bezug auf sexualisierte Gewalt folgende Formulie-

rung vor: 

„Geschlechtsspezifische psychische, körperliche und sexualisierte Gewalt gegen
Personen  durch  Bewohner_innen,  Familienangehörige  oder  (ehemalige)
Partner_innen im Gebiet der räumlichen Aufenthaltsgestattung bzw. der Wohn-
sitzauflage verursacht einen besonderen Schutzbedarf. Die Zustimmung zu ei-
nem Wohnortswechsel des Täters oder der Betroffenen ist in diesen Fällen zu er-
teilen. Bei der Prüfung der Voraussetzungen ist sprachlichen, kulturell bedingten
oder psychischen Problemen der betroffenen Person Rechnung zu tragen. Sol-
che Probleme können zu Schwierigkeiten bei der Darstellung der Gewalt führen.
Insofern genügt es, wenn die Gewalt durch die betroffene Person oder speziali-
sierte Beratungsstellen plausibel dargestellt  wird.  Sind Maßnahmen nach dem
Gewaltschutzgesetz  wie  die  Wohnungszuweisung  sowie  Kontakt-  und  Nähe-
rungsverbote angeordnet oder ist eine polizeiliche Wegweisung erfolgt, ist die Zu-
stimmung zu erteilen.“ (Rabe 2015:24)

Aufenthaltsdauer und Zugang: Die Aufenthaltsdauer ist auf drei Monate, auch

in Wohnzentren, zu beschränken. Der Zugang zum Wohnungsmarkt sollte je-

derzeit  gegeben  sein  und  ein  uneingeschränkter  Zugang  zu  Frauenhäusern

sollte möglich sein. Außerdem sollte es ein Recht auf einen Aufenthaltstitel ge-

ben für Betroffene von sexualisierter Gewalt in Deutschland, um eine sichere

Zukunftsperspektive  zu  gewährleisten  (vgl.  DPG  2015:8;  DF  2015:3;  ZIF

2015:7,9).

Partizipation:  Zukunftssuchende sollten in die Gestaltung des Zusammenle-

bens mit einbezogen werden (vgl. Zartbitter e.V. 2016:94).

32



4. Ableitungen 

In diesem Kapitel werden Ableitungen für das Thema der Präventionskonzepte

für Wohnzentren aus den Analysen der allgemeinen (Kapitel 3.1.1) und spezifi-

schen (Kapitel 3.3) Präventionskonzepten getroffen.

Thema der sexualisierten Gewalt in Wohnzentren ernst nehmen: Das The-

ma der sexualisierten Gewalt darf in Wohnzentren nicht bagatellisiert und unbe-

achtet bleiben (vgl. Gesprächsauswertung). Mitarbeitende wie Bewohner*Innen

sollten dafür sensibilisiert werden und eine entsprechend achtsame Grundhal-

tung entwickeln. Dafür sind Weiterbildungen, Präventionsangebote und die Ent-

wicklung eines transparenten Leitbildes nötig. 

Professionalisierung  der  Arbeit  in  Wohnzentren: Die  Mitarbeitenden  in

Wohnzentren sollten,  wenn sie als Sozialarbeitende tätig sind,  entsprechend

geschult sein und auch den Ehrenamtler*Innen und anderen Angestellten (Rei-

nigungsdienst, Wachdienst, Gebäudedienst) sollten Weiterbildungsangebote of-

fen stehen. 

Aktivierung der Zukunftssuchenden: In der Sozialen Arbeit schon lange be-

kannt  das  Motto:  „Klient*Innen  sind  Expert*Innen  für  ihr  Leben“  (vgl.  Lutz

2011:150), sollte auf die Arbeit mit Zukunftssuchenden übertragen werden. Sie

selbst wissen am besten, was sie brauchen. Deswegen sollten Selbstorganisa-

tionen in den Prozess der Gestaltung von Unterbringungsformen miteinbezogen

und gefördert werden (vgl. Linke; Hashemi et al. 2016). Des weiteren sollten die

Bewohner*Innen in ihren Rechten gestärkt werden und ihnen mehr Freiraum

zugestanden werden (schon eine kleine Maßnahme wäre, wo sie noch nicht zur

Verfügung stehen, Waschräume für Kleidung und Kochmöglichkeiten zur Verfü-

gung zu  stellen,  damit  Bewohner*Innen nicht  auf  externe Reinigungsdienste

und  auf  deutsches  Großküchenessen  angewiesen  sind).  Die  Stärkung  der

Rechte der Bewohner*Innen ist sehr wichtig um das Abhängigkeitsverhältnis zu

minimieren und die Einbindung in die Gestaltung baut Hierarchien ab. Die Po-

tentiale und Ressourcen der Zukunftssuchenden sollten viel mehr genutzt wer-

den (vgl. Spohr 2016:16). Die regelmäßige kultursensible, zielgruppengerechte
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Aufklärung und Bereitstellung von Informationen zu den Rechten der Bewoh-

ner*Innen und  den Hilfsangeboten ist wichtiger Bestandteil der Stärkung der

Bewohner*Innen in ihrem Selbstbewusstsein. Selbstbewusste Menschen kön-

nen sich besser vor sexualisierter Gewalt schützen. 

Die Bedarfe  besonders vulnerabler  Gruppen beachten: Das bedeutet  es

muss bei der Unterbringung genau darauf geachtet werden ob Kinder, Ältere

Menschen, Menschen mit Behinderung, Frauen, LSBTIQ-Menschen, Menschen

mit Traumatisierung dort ohne Gefahr, sexualisierter Gewalt zu erleben, wohnen

können. Allein geflüchtete Frauen, LSBTIQ-Menschen und Familien sollten in

Wohnzentren  mit  geschützten  Räumen  untergebracht  werden  (vgl.  Spohr

2016:12). Genauso ist bei der Personalauswahl und den den Kursleiter*Innen

darauf zu achten, das alle Geschlechter vertreten sind und eine positive Einstel-

lung gegenüber LSBTIQ-Menschen vorhanden ist. 

Wohnzentren öffnen: Damit ist gemeint, dass gerade in geschlossenen Institu-

tionen die Gefahr sexualisierter Gewalt höher ist und deswegen diese geöffnet

werden sollen. Damit ist auch dem Umstand der Nichtbeschäftigung, der auch

zu einem erhöhten Risiko beitragen kann,  Rechnung getragen.  Maßnahmen

wären Integrations- und Sprachkurse für alle, unabhängig ihres Rechtsstatus,

sofortiger Zugang zum Arbeitsmarkt und anderen Angeboten. Mitbedacht wer-

den muss auch die Einbindung der umliegenden Bevölkerung, damit einer Inte-

gration keine etwaigen Spannungen entgegenstehen (vgl. Spohr 2016:13). Ins-

gesamt sind gut ausgebaute Netzwerke und Kooperationen zu den verschie-

densten anderen Einrichtungen nötig (Ausführlich in Kapitel 3.3).

Verbindliche Regelungen schaffen: Damit ist gemeint, dass gesetzlich vorge-

schriebene Regelungen geschaffen werden müssen. Sie sollten räumliche und

personelle Mindeststandards festlegen und Gewaltschutzkonzepte/Präventions-

konzepte bei sexualisierte Gewalt als Bedingung für den Betrieb von Wohnzen-

tren festlegen. 

Präventionskonzepte: Sie sollten eine Risikoanalyse, angemessene räumliche

und  personelle  Ausstattung  sowie  einen  passenden  Standort  der  Institution,

Weiterbildungsmaßnahmen  für  alle  Mitarbeitenden,  Präventionsangebote  für

alle Bewohner*Innen (inklusive Sprach- und Integrationskurse, Informationsver-
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anstaltungen über ihre Rechte), ein Beschwerdemanagement, Teilhabemöglich-

keiten,  Vernetzung/Kooperation  mit  diversen  Einrichtungen,  Verfahrensregeln

bei Vorkommen von sexualisierter Gewalt und eine Leitbildentwicklung beinhal-

ten.

Bestehende Gesetze anwendbar  machen:  Die bestehenden  Möglichkeiten

des Gewaltschutzes über das Strafrecht, Familienrecht, Zivilrecht und Polizei-

recht müssen anwendbar gemacht werden für Wohnzentren und unabhängig

vom  Rechtsstatus  der  Bewohner*Innen  greifen  (vgl.  Rabe  2015:6;  Spohr

2016:20). Des weiteren müssen die bestehenden speziellen Gesetze für die Si-

tuation in Wohnzentren konsequent angewendet werden, auch die Istanbuler

Konvention des Europarates (Weitere Gesetze in Kapitel 2.3).

Weg von Wohnzentren hin zu dezentraler Unterbringung: Viele Risiken, die

die Gefahr des Auftretens sexualisierter Gewalt  erhöhen, sind dem Umstand

der  Unterbringung  in  Wohnzentren  geschuldet  (Überfüllung,  hierarchische

Strukturen, beengte Wohnverhältnisse etc.). Deswegen ist es nötig die Wohn-

zentren zu reduzieren und mehr Möglichkeiten der dezentralen Unterbringung

(kleine Wohneinheiten) zu schaffen (vgl. Spohr 2016:11). 

Zugang zu psychosozialer und psychotherapeutischer  Behandlung:  Da

viele der Zukunftssuchenden, in ihren Heimatländern, auf der Flucht und hier in

Deutschland traumatische Erfahrungen machen müssen, sollte eine psychoso-

ziale und psychotherapeutische Behandlung für alle entweder ambulant oder in

psychosozialen Zentren zugänglich sein. Es sollte dabei keine Sprachbarrieren

oder unangemessene finanzielle Forderungen geben. Gesunde Menschen kön-

nen sich viel leichter gegen sexualisierte Gewalt wehren und werden vielleicht

seltener zu Täter*Innen. 

Behörden  besser  ausstatten:  Damit  zum  Beispiel  Umverteilungsanträge

schneller bearbeitet werden können und Personal besser geschult ist. Die Ver-

antwortung der Prävention sexualisierter Gewalt trägt das Wohnzentrum nicht

allein, gefragt sind auch die Ausländer- und Sozialbehörden und darüber hinaus

die Innenministerien.  Auch die  Finanzierung von Fachberatungsstellen ist  zu

verbessern (vgl. Bündnis 90 die Grünen).
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5. Schluss

In dieser Arbeit, wurden eigentlich zwei Themen bearbeitet, das der sexualisier-

ten Gewalt und das Thema der Prävention. Zusätzlich wurden diese Themen je-

weils unter zwei Gesichtspunkten bearbeitet. Sie wurden allgemein betrachtet

und spezifisch im Hinblick auf die Unterbringung von Zukunftssuchenden. Im

letzten Kapitel wurden dann einige Ableitungen aus diesen Analysen gezogen. 

Diese  Themenvielfalt  und  verschiedenen  Blickrichtungen  führten  dazu,  dass

viele interessanten Teilbereiche nicht bearbeitet werden konnten.

Die geplante Einführung in das Thema der sexualisierten Gewalt, konnte somit

nicht alle Teilbereiche der Thematik erfassen. Es fehlte der Platz in dieser Arbeit

um Strategien von Täter*innen und die Folgen für Betroffene von sexualisierter

Gewalt zu beleuchten. 

Zum Forschungsstand der sexualisierten Gewalt in Wohnzentren konnten keine

konkreten Daten gefunden werden, da es diese noch nicht gibt. Das bestätigte

mir auch die Pressesprecherin des UBSKM Frau Beck in einem Telefonat (Ge-

sprächsprotokoll befindet sich im Anhang). Dafür wurden die Risiken und die

Bedingungen, die das Vorkommen von sexualisierter Gewalt begünstigen, be-

nannt.

Das Asylverfahren wurde sehr verkürzt dargestellt, da jede genauere Ausfüh-

rung sehr viel mehr Platz beansprucht hätte. 

Bei dem Thema der Prävention, konnte die Verbindung zu der Sexualpädagogik

leider nur in einem ganz knappen Exkurs angerissen werden. 

Die Recherche zum Thema Prävention ergab, dass Präventionskonzepte immer

nur zielgruppenspezifisch entwickelt  wurden zum Beispiel  für  Kinder und Ju-

gendliche, für Menschen mit Behinderungen und für von häuslicher Gewalt be-

troffene Frauen. In dieser Arbeit wurde hauptsächlich mit Literatur zu dem Be-

reich der Kinder und Jugendlichen gearbeitet,  weil  dort am meisten Literatur

existiert. Da in dieser Arbeit aber kein Fokus auf Kinder und Jugendliche gelegt

wurde, ergab sich die Schwierigkeit diese Präventionsgedanken auf Menschen

jeglichen Alters zu übertragen.

Zu Beginn der Arbeit ging ich nicht davon aus, soviel Literatur zur Prävention
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speziell in Wohnzentren zu finden und wollte deswegen das Kapitel der Ablei-

tungen viel mehr zur Übertragung auf den Kontext der Wohnzentren nutzen. Da

doch schon einige Broschüren,  Aufsätze und sonstige Schriften zum Thema

existieren, habe ich diese ausführlicher analysiert und das Kapitel der Ableitun-

gen ist deswegen entsprechend kürzer ausgefallen. 

Entstanden ist am Ende eine Arbeit die in das Thema der sexualisierten Gewalt

im Hinblick auf Prävention einführt und ausführlicher Präventionskonzepte im

Allgemeinen und solche für Wohnzentren beleuchtet. Zum Schluss trifft sie eini-

ge Ableitungen, für Präventionskonzepte bei der Unterbringung von Zukunftssu-

chenden. 

Offene  Fragen  wären,  wie  sich  diese  Ableitungen  noch  verändern  würden,

wenn man den Bereich der interkulturellen Pädagogik mitbedenken würde und

welche Sichtweisen dazukämen, wenn man empirische Forschung betriebe und

zum Beispiel Bewohner*Innen konkret zum Thema befragen würde.

Diese zwei Aspekte sind sehr wichtig und sollten bei einer praktischen Umset-

zung auf jeden Fall noch mit eingebunden werden.
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7. Anhang

7.1 Vorbereitung auf den Besuch in einer Gemeinschaftsunterkunft

In einem Gespräch mit einer Sozialarbeiterin in einer Gemeinschaftsunterkunft

sollen folgende Themen abgefragt werden:

1) Fakten zu der Einrichtung

Wie viele  Plätze hat  die  Einrichtung und wer wohnt  dort  (Altersspanne,  Ge-

schlechtsstruktur,  Perspektiven),  welche Berufsgruppen arbeiten  dort  mit  wie

viel Personal (Führungszeugnis, Ehrenamt), und wie sind die Räumlichkeiten

beschaffen?

2) Soziale Arbeit in der Einrichtung

Welche Qualifikation wird verlangt, gibt es Weiterbildungen, gibt es männliche

und weibliche Ansprechpartner? Welchen Betreuungsschlüssel gibt es und ha-

ben die Sozialarbeiter*Innen ein Büro und feste Öffnungszeiten (Beschwerde-

management)? Gibt es eine Tätigkeitsbeschreibung oder übernehmen sie auch

fachfremde Aufgaben (Amtshilfe)? Liegt ein Widerspruch zum Mandat der So-

zialen Arbeit vor? Gibt es einen Austausch/ Teamberatung und ist die Leitung

pädagogisch ausgebildet?

3) Kooperationen und Konzepte

Gibt es Konzepte nach denen gearbeitet wird und gibt es Kooperationen zu an-

deren Institutionen (Beratungsstellen, Flüchtlingsorganisationen)? Gibt es einen

Notfallplan z.B. bei sexuellen Übergriffen?

4) Sprache

Wie werden Sprachbarrieren abgebaut? Gibt es ausreichend Dolmetscher*In-

nen? Gibt es Informationsmaterial in verschiedenen Sprachen?

Des weiteren wäre es schön, von der Sozialarbeiterin den Kontakt zu einer wei-

teren Einrichtung zu erhalten und zu erfahren was es mit dem Begriff „Wohn-

zentrum“ auf sich hat (so nennt sich die Einrichtung). 

Das Gespräch soll ein offenes Interview sein, gestützt auf die obigen Themen

und im Nachhinein mit einem Gesprächsprotokoll aufgearbeitet werden.
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Namen der Einrichtung und Interviewpartnerin werden nicht genannt.

Für die Erarbeitung der Themen wurde folgender Literatur verwendet: 

Initiative Hochschullehrender zu Sozialer Arbeit in Gemeinschaftsunterkünften 
(2016):  Soziale Arbeit  mit Geflüchteten in Gemeinschaftsunterkünften.  
Professionelle Standards und sozialpolitische Basis. Positionspapier. 
Alice Salomon Hochschule Berlin.

UBSKM (2015):  Checkliste.  Mindeststandards zum Schutz  von Kindern  vor  
sexueller Gewalt in Flüchtlingsunterkünften.

7.2 Gesprächsauswertung 

Das Gespräch in der Gemeinschaftsunterkunft war sehr interessant. Im folgen-

den werde ich es protokollieren, sortiert nach den Themen in der Gesprächsvor-

bereitung.

Die Einrichtung hat 112 Plätze die aktuell aber nicht alle belegt sind. Es wohnen

dort ausschließlich  junge alleinstehende Männer die aus Afrika kommen. Die

Einrichtung gibt es seit ca. 10 Jahren. Sie wohnen dort momentan im Schnitt

drei bis sechs Monate. Manche ziehen dort aus in selbst gesuchten Wohnraum

oder in Wohnungen, die die Stadt zur Verfügung stellt, andere werden abge-

schoben. Die Zimmer sind entweder mit zwei, vier oder sechs Betten belegt und

ca. 12 Personen steht ein abschließbares Bad mit Toilette und eine kleine Kü-

chenzeile zur Verfügung. Es gibt einen großen Gruppenraum.

Es gibt dort zwei Sozialarbeiterinnen, einen aus dem Bundesfreiwilligendienst

und  einen  Willkommenslotsen.  Außerdem  ist  das  Gebäude  vierundzwanzig

Stunden von einem Wachdienst überwacht und es arbeitet eine Reinigungsfach-

kraft  im Haus. Die Sozialarbeiterin selbst hat kein Führungszeugnis vorlegen

müssen, aber von den Wachdienstangestellten wird das verlangt.

Die  Sozialarbeiterin  dort  hat  keine  Ausbildung  im  Sozialen  Bereich  sondern

praktische Erfahrung über ehrenamtliche Arbeit, kann aber Weiterbildungen be-

suchen.

Das Büro der Sozialarbeiterinnen ist werktags zwischen acht und achtzehn Uhr

belegt. Sie erzählte, dass sie auch fachfremde Aufgaben übernimmt und zum
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Beispiel mit der Polizei kooperiert, wenn es um Aussagen über die Bewohner

geht. 

Ungefähr alle zwei Monate gibt es eine Teamberatung mit den Sozialarbeiter*In-

nen aus anderen Einrichtungen der gleichen Betreiberfirma und es gibt eine So-

zialarbeiterin die für alle Einrichtungen verantwortlich ist.

Die Frage ob es ein oder mehrere Konzepte gibt, nach denen sie arbeitet konn-

te sie mir nicht beantworten. Die Gemeinschaftsunterkunft kooperiert aber mit

vielen  anderen  Institutionen.  Sie  betonte  die  gute  Zusammenarbeit  mit  der

Agentur für Arbeit und erwähnte ein Projekt der Handelskammer, das mehreren

Bewohnern den Beginn einer Ausbildung ermöglicht hat. Auch zum PSZ (Psy-

chosoziales Zentrum), der Drobs (Drogenberatungsstelle) und zum Flüchtlings-

rat Halle bestünden Kontakte.

Sprachbarrieren werden dort  über  die  Angestellten  überwunden,  die  Franzö-

sisch, Englisch, Somali und eventuell weitere Sprachen beherrschen, Infomate-

rial wird in verschiedenen Sprachen ausgelegt. Sie meinte auch, dass ein deutli-

cher Wandel zu spüren ist und es jetzt z.B. bei der Agentur für Arbeit spezielle

Sprechstunden gibt bei denen immer Sprachmittler anwesend sind und so auch

Menschen ohne Deutschkenntnisse jetzt alleine dort zu einem Termin erschei-

nen können.

Die Sozialarbeiterin erklärte mir auch, das die Stadtverwaltung Halle jetzt ent-

schieden hat,  die  Gemeinschaftsunterkünfte  in  Wohnzentren umzubenennen.

Sie gab mir Kontaktnummern zum Frauenflüchtlingshaus und zu einem weiteren

Wohnzentrum der gleichen Betreiberfirma.

Zu Fragen die sexualisierte Gewalt betreffen, antwortete sie mir sehr auswei-

chend. Sie betonte, dass es solche Fälle bei ihnen noch nie gegeben hätte und

die Bewohner sich auch ihr gegenüber immer respektvoll verhielten, auch der

Verein Zartbitter in Köln und die Beratungsstelle gegen sexuelle Gewalt Wild-

wasser Halle e.V. kannte sie nicht.
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7.3 Gesprächsprotokoll 

von dem Kontakt mit Pressesprecherin Frau Beck des Unabhängigen Be-

auftragten  für  Fragen  des  sexuellen  Kindesmissbrauchs  (UBSKM)  am

05.08.2016

Am 21.07.2016 per Mail die Anfrage:

Sehr geehrte Mitarbeitende des Arbeitsstabes,

in einem Artikel der Mitteldeutschen Zeitung vom 07.07.2016 mit der Über-

schrift:  "Sexuelle  Übergriffe.  Schutz vor  Missbrauch in  Notunterkünften"

wurde  Herr  Rörig  zitiert,  dass  er  nach  100  gemeldeten  Übergriffen  in

Flüchtlingsunterkünften  Mindeststandards  für  besseren  Schutz  fordert.

Leider habe ich zu dieser Zahlenangabe keine entsprechenden Aussagen

auf ihrer Website gefunden. Vielleicht können sie mir einen Hinweis geben

wo ich das offiziell nachlesen kann, da ich es gerne im Rahmen meiner

Bachelorarbeit  über  Sexualisierte  Gewalt  in  Gemeinschaftsunterkünften

verarbeiten würde. 

Mit freundlichen Grüßen Janina Antonowitsch 

Darauf antwortete die Pressesprecherin Frau Beck am 28.07.2016:

Liebe Frau Antonowitsch, 

wollen wir hierzu einmal in der kommenden Woche telefonieren? Sie kön-

nen mich ab Montag wieder im Büro unter unten stehender Durchwahl er-

reichen.

Mit besten Grüßen Friederike Beck

Dieses Telefonat fand am 05.08.2016 statt der Inhalt wird hier von der Autorin

kurz protokolliert:

Frau Beck bestätigte mir, dass es die Zahlen nicht in einer offiziellen Pressemit-

teilung des UBSKM zu finden sind, da sie auf einer Aussage von der Politikerin
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Anette Groth basieren, die diese vor der Presse geäußert hat. Sie sprach von

128 Fällen. Frau Beck sandte mir einen entsprechenden Artikel der zitierfähig

ist  per  Mail  zu  (zu  finden  unter:  http://www.tagesspiegel.de/politik/sexueller-

missbrauch-kinderschutzbeauftragte-fluechtlingsunterkuenfte-sind-ein-mekka-

fuer-paedophile/13845422.html). 

Des weiteren versicherte sie mir, dass es keine validen Zahlen und bisher keine

Evaluation von Fällen der sexualisieren Gewalt in Wohnzentren gibt. In ihrem

Büro wird eine Liste von allen Fällen die durch die Presse gingen geführt, hier

ist die Anzahl aber unter hundert und sie gehen von einer weit höheren Dunkel-

ziffer aus. Anschließend gab sie mir noch den Tipp auf Länderebene nach An-

fragen zum Thema zu schauen und den Kontakt mit „Safe the Children“ Organi-

sationen zu suchen. 
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7.4 Selbständigkeitserklärung 

Hiermit versichere ich, dass ich die vorliegende Bachelorarbeit mit dem Titel:

„Sexualisierte Gewalt und Asyl – Präventionskonzepte in Gemeinschaftsunter-

künften“ selbständig und nur unter Verwendung der angegebenen Quellen und

Hilfsmittel angefertigt habe. Des weiteren versichere ich, dass diese Arbeit kei-

ner weiteren Prüfungsbehörde vorgelegt, oder veröffentlicht wurde.

Merseburg, den 19.08.2016

Unterschrift:                                                                       (Janina Antonowitsch) 
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